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BESCHLUSS

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Vizeprdsidenten
DDr. Christoph GRABENWARTER,

in Anwesenheit der Mitglieder
Dr. Markus ACHATZ,

Dr. Wolfgang BRANDSTETTER,
Dr. Sieglinde GAHLEITNER,

Dr. Andreas HAUER,

Dr. Christoph HERBST,

Dr. Michael HOLOUBEK,

Dr. Helmut HORTENHUBER,
Dr. Claudia KAHR,

Dr. Georg LIENBACHER,

Dr. Michael RAMI,

Dr. Johannes SCHNIZER und
Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ

als Stimmfiihrer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin
Dr. Laura PAVLIDIS
als SchriftfGhrerin,

Verfassungsgerichtshof
Freyung 8, A-1010 Wien
www.verfassungsgerichtshof.at
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*rkk kk%k% alle vertreten durch die Onz, Onz, Kraemmer, Hittler Rechtsanwilte
GmbH, Schwarzenbergplatz 16, 1010 Wien, die Z 1 bis 4 der Tabak- und Nicht-
raucherinnen- bzw. Nichtraucherschutzgesetz-Novelle BGBI. | 66/2019, in eventu
§12 Abs. 1 Z4 und § 18 Abs. 15 Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtrau-
cherschutzgesetz — TNRSG idF BGBI. | 66/2019, als verfassungswidrig aufzuheben,
in seiner heutigen nichtoffentlichen Sitzung beschlossen:

Die Behandlung des Antrages wird abgelehnt.

Begriindung

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung eines Antrages gemaR Art. 140
Abs. 1 Z1 lit. ¢ B-VG ablehnen, wenn er keine hinreichende Aussicht auf Erfolg
hat (Art. 140 Abs. 1b B-VG; vgl. VfGH 24.2.2015, G 13/2015).

Der Verfassungsgerichtshof hat sich in einem auf Antrag eingeleiteten Verfahren
zur Prifung der VerfassungsmaRigkeit eines Gesetzes gemaR Art. 140 B-VG auf
die Erorterung der geltend gemachten Bedenken zu beschrianken (vgl.
VfSlg. 12.691/1991, 13.471/1993, 14.895/1997, 16.824/2003). Er hat sohin
ausschlieBlich zu beurteilen, ob die angefochtene Bestimmung aus den in der
Begriindung des Antrages dargelegten Griinden verfassungswidrig ist
(VfSlg. 15.193/1998, 16.374/2001, 16.538/2002, 16.929/2003).

Der Antrag behauptet die Verfassungswidrigkeit der Z1 bis 4 der Tabak- und
Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutzgesetz-Novelle BGBI. | 66/2019, in
eventu des § 12 Abs. 1 Z4 und des § 18 Abs. 15 Tabak- und Nichtraucherinnen-
bzw. Nichtraucherschutzgesetz — TNRSG idF BGBI. | 66/2019. Mit diesen gesetzli-
chen Vorschriften wurde mit Wirkung ab 1. November 2019 ein ausnahmsloses
Rauchverbot in Rdumen der Gastronomie eingefiihrt.



Vor dem Hintergrund der standigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts-
hofes (vgl. insbesondere VfSlg. 18.895/2009, 19.541/2011; VfGH 18.6.2019,
G 150/2018 ua.) lasst das Vorbringen des Antrages die behaupteten Verfas-
sungswidrigkeiten als so wenig wahrscheinlich erkennen, dass er keine hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg hat:

Wie der Verfassungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 18.Juni 2019,
G 150/2018 ua., ausgefihrt hat, ist "Rauchen von Tabakwaren [...] ein gesell-
schaftliches Phanomen, das gesundheitsschadlich ist und auch andere Menschen
gefahrdet". Er ergdnzte, dass die mit dem Passivrauchen einhergehenden Ge-
sundheitsgefahrdungen Regelungen wie die zuvor mit Bundesgesetz BGBI. |
101/2015 erlassenen (das war eine Rechtslage, die der nunmehr angefochtenen
entsprach) ohne Zweifel rechtfertigen. Bereits in VfSlg. 19.541/2011 hat der Ver-
fassungsgerichtshof ausgefiihrt, dass es mit Blick auf das Ziel des Schutzes der
Gesundheit der Gaste und Arbeitnehmer von Gastronomiebetrieben ungeachtet
des Umstandes, dass der Besuch dieser Betriebe durch Gaste freiwillig erfolgt,
sachlich gerechtfertigt ist, wenn der Gesetzgeber ein im Wesentlichen allge-
meines Rauchverbot in Raumen der Gastronomie vorsieht.

Zu den Ausnahmen, die vor der nunmehr angefochtenen Regelung bestanden,
stellte der Verfassungsgerichtshof in der genannten Entscheidung vom 18. Juni
2019 fest, dass der Gesetzgeber durch den Gleichheitsgrundsatz nicht gehalten
ist, das Rauchen in Gastronomiebetrieben ausnahmslos zu verbieten. Der dem
Gesetzgeber von Verfassungs wegen zukommende Gestaltungsspielraum ermdég-
licht ihm, bei seiner Regelung zum Schutz der Arbeitnehmer in Gastronomie-
betrieben vor den Beeintrachtigungen durch das Passivrauchen auch Interessen
zu berlicksichtigen, die diesem Schutzanliegen entgegenstehen. Dieser rechts-
politische Gestaltungsspielraum erlaubt dem Gesetzgeber aber auch, den vorhin
umschriebenen o6ffentlichen und (verfassungs-)rechtlich geschitzten individuel-
len Interessen umfassend zum Durchbruch zu verhelfen.

Die angefochtene Regelung greift auch nicht unverhaltnismalig in die rechtlich
geschitzten Interessen von Betreibern spezifischer Gastronomiebetriebe ein,
namlich solcher, die so gut wie ausschlieflich nachtens von Erwachsenen und
relativ kurz vor dem Erwachsenenalter befindlichen Jugendlichen aufgesucht
werden (Nachtgastronomiebetriebe): Es ist dem Gesetzgeber nicht entgegen-
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zutreten, wenn er den Gesundheitsschutz, insbesondere auch die Interessen von
Arbeitnehmern, hoher bewertet als die im Antrag geltend gemachten Interessen
der Betreiber von Gastronomiebetrieben, wie insbesondere die allgemeine
Handlungsfreiheit, die auf verschiedenen verfassungsgesetzlich gewahrleisteten
Rechten fuBt, und das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Freiheit
der Erwerbsbetatigung gemal Art. 6 StGG. Es steht dem Gesetzgeber auch frei,
Beeintrachtigungen von Nachbarn in Kauf zu nehmen, zumal gewerberechtliche
Vorschriften (vgl. § 79 Abs. 1 bis 3 und § 113 Abs. 5 GewO 1994) und allfallige
zivilrechtliche Rechtsanspriiche bestehen, die deren Schutz ermoglichen.

DemgemadR wurde beschlossen, von einer Behandlung des — nicht auf das Vor-
liegen samtlicher Prozessvoraussetzungen hin gepriiften — Antrages abzusehen
(§ 19 Abs. 3Z 1iVm § 31 letzter Satz VfGG).

Wien, am 3. Oktober 2019
Der Vizeprasident:
DDr. GRABENWARTER

Schriftfihrerin:
Dr. PAVLIDIS



	Begründung

